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EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
EU Europäische Union
SBB Schweizerische Bundesbahnen
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
NATO North Atlantic Treaty Organization

DFJP Département fédéral de justice et police
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DFAE Département fédéral des affaires étrangères
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Ohne Diskussion nahm der Nationalrat ein Postulat von Corina Gredig (glp, ZH) an, mit
dem die Zürcherin einen Bericht forderte, der die Personalstrategie im
Aussendepartement untersuchen soll. Der Bildungs- und Arbeitsmarkt sei in den
letzten Jahren wesentlich durchlässiger und flexibler geworden. Unterschiedliche
Berufswege seien kombinierbar, was sowohl mehr Offenheit als auch mehr
Chancengleichheit und eine Verbesserung der Vereinbarkeit mit Familienaufgaben mit
sich bringe. Es sei nicht klar, ob diese Flexibilität auch im EDA möglich sei. Ein Vergleich
mit den Karrieresystemen in der Aussen- und Entwicklungspolitik anderer Länder sowie
der Einbezug der Perspektive von Arbeitnehmenden in den Bericht könnten aufzeigen,
ob die Personalstrategie im EDA einer Anpassung an gesellschaftliche Veränderungen
bedürfe, so die Begründung des Postulats. 
Die stillschweigende Annahme der Forderung war wohl auch dem Umstand geschuldet,
dass sich das EDA bereit erklärte, die Fragen in einem Bericht zu klären. 1

POSTULAT
DATUM: 30.09.2022
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Mittels eines Postulats verlangte Nationalrätin Corina Gredig (glp, ZH) im März 2022,
dass der Bundesrat im Zusatzbericht zum Sicherheitspolitischen Bericht 2021 in einer
breiten Auslegeordnung prüft, an welchen zusätzlichen europäischen und
internationalen Programmen und Kooperationsprojekten die Schweiz teilnehmen
könnte. Dabei solle sich der Bundesrat am Verhalten anderer neutraler Staaten in
Europa orientieren und aufzeigen, welche Wirkung eine erweiterte Kooperation auf die
Sicherheit der Schweiz hätte. Postulantin Gredig argumentierte, dass die Schweiz
Trittbrettfahrerin der Sicherheitsbemühungen der EU und der NATO sei. Um ihre eigene
sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit zu bewahren, müsse sie ihre multilaterale
Zusammenarbeit in sicherheitspolitisch relevanten Organisationen ausbauen. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da er das Anliegen bereits als
erfüllt erachtete. Die internationale Kooperation sei schon seit langem Bestandteil der
Schweizer Sicherheitspolitik und sei somit als eines von neun Zielen im
Sicherheitspolitischen Bericht 2021 aufgeführt worden. Im Zusatzbericht werde das VBS
– in Zusammenarbeit mit dem EDA und dem EJPD – eine Analyse der
sicherheitspolitischen Folgen des Kriegs in der Ukraine vornehmen. Dazu gehöre auch
eine Einschätzung der Auswirkungen des Kriegs auf die Sicherheitslage in Europa und
der Möglichkeit, sicherheitspolitische Kooperationen einzugehen. Zudem habe das EDA
angekündigt, im Sommer 2022 einen Bericht zur Neutralität der Schweiz zu
veröffentlichen. Diese beiden Berichte würden die im Postulat aufgeführte Forderung
abdecken, schloss der Bundesrat. 
In der Nationalratsdebatte während der Sommersession 2022 kritisierte Gredig die
veraltete Vorstellung «einer sich einsam verteidigenden Igel-Schweiz». Im Angriffsfall
müsse man sich mit anderen Staaten verbünden, unter Umständen auch mit der NATO.
Derartige Kooperationen solle man jedoch frühzeitig einleiten, die Covid-Pandemie
habe gezeigt, dass es beim Eintreten des Ernstfalls zu spät sei. Der Nationalrat nahm
das Postulat in der Folge mit 116 zu 45 Stimmen (bei 13 Enthaltungen) an. Nur die SVP-
Fraktion stimmte gegen Annahme, während sich einige Mitglieder der Grünen ihrer
Stimme enthielten. 2

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
AMANDO AMMANN
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Die Nationalratsmitglieder Sidney Kamerzin (mitte, VS), Corina Gredig (glp, ZH), Gerhard
Andrey (gp, FR), Lilian Studer (evp, AG), Lars Guggisberg (svp, BE), Susanne Vincenz-
Stauffacher (fdp, SG) und Edith Graf-Litscher (sp, TG) reichten im Juni 2020 allesamt
gleichlautende Postulate ein, mit denen sie den Bundesrat beauftragen wollten,
marktwirtschaftliche Lösungen zur Förderung von regionalem Coworking zu prüfen.
Da nicht alle Personen im Homeoffice arbeiten könnten und da bei Homeoffice der
soziale Austausch fehle und die Trennung zwischen Beruf und Familie schwierig sei,
könne regionales Coworking eine Lösung für immer mehr Arbeitnehmenden darstellen,
argumentierten sie. Neben einer möglichen Starthilfe durch den Bund für den Aufbau
eines nationalen Netzes soll der Bericht aufzeigen, wie die Bundesverwaltung in einer
Vorbildfunktion Büroflächen sparen und diese Fläche stattdessen als regionale
Coworking Spaces zur Verfügung stellen könnte. Zudem soll beleuchtet werden, wie
etwa die SBB in Regionalbahnhöfen – oder auch andere bundesnahe Betriebe –
Coworking-Formate umsetzen könnten. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, die Postulate
abzulehnen. Der Bund überlasse es den Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden, ob sie
im Coworking arbeiten oder Coworking als flexible Arbeitsform anbieten möchten.
Zudem seien Coworking-Möglichkeiten in einigen ländlichen Gebieten und
Bergregionen bereits vorhanden. Zudem verfüge der Bund über keinen direkten
Einfluss auf die Nutzung leer stehender Büroräume der bundesnahen Betriebe oder auf
ihr operatives Geschäft. 
Im Juni 2022 wurden die Postulate abgeschrieben, da sie nicht innert zwei Jahren vom
Nationalrat behandelt worden waren. 3

POSTULAT
DATUM: 17.06.2022
GIADA GIANOLA

1) AB NR, 2022, S. 1871; Po. 22.3751
2) AB NR, 2022, S. 1085; Po. 22.3308
3) Po. 20.3622; Po. 20.3638; Po. 20.3639; Po. 20.3640; Po. 20.3641; Po. 20.3642; Po. 20.3643

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 2


